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Ab 2026 sollen neue US-Mittelstre-
ckenraketen in Europa, ausschließ-
lich in Deutschland, stationiert wer-
den. Das hat die US-Regierung 
entschieden und die Parteien der 
gescheiterten Ampel, sowie die 
CDU finden das richtig.

Diese Waffen sind aufgrund ihrer 
kurzen Vorwarnzeit Erstschlagwaf-
fen, die russische Kommandozen-
tralen und große Teile der Rake-
tenabwehr zerstören können. Man 
nennt sie deshalb zu Recht auch 
Enthauptungswaffen.

Solche Waffen ziehen den Krieg 
magisch an, sei es, um nicht durch 
sie enthauptet zu werden, sei es 

durch Fehleinschätzung, sei es in 
Ausweitung von Kriegen.

Die Gefahr, dass unser Land 
Kriegsschauplatz wird, wächst 
enorm. Wir müssen diese Statio-
nierung verhindern. 

Kriegstreiber außer  
Rand und Band
Die Kriegstreiber sind derzeit au-
ßer Rand und Band. So fordert 
Luftwaffen-Generalstabs-Oberst 
Steinmetz auf dem „Air Force Tech 
Summit“, einen „Luftkrieg führen 
und gewinnen“ zu können, müsse 
das „neue alte Ziel“ der deutschen 
Luftstreitkräfte sein. Denn die NA-
TO-Hardliner wollen Russland rui-

"
Kriegstüchtig“ ohne uns – keine neuen US-Raketen!

Kein „Taurus“ 
an die Ukraine!

Obwohl sich etwa 60 Pro-
zent gegen die Lieferung 
von „Taurus“ an die Ukrai-
ne aussprechen, wird diese 
Forderung von deutschen 
Politikern unterstützt. Russ-
land bewertet eine Lieferung 
dieser weitreichenden Waf-
fen als erweiterten Kriegs-
eintritt der NATO-Staaten 
und hat für den Fall des Voll-
zugs weitreichende Gegen-
maßnahmen angekündigt. 
Russlands Außenminister 
Lawrow: „Die Botschaft, die 
wir durch den Test dieses 
Hyperschallsystems („Ore-
schnik“) unter realen Bedin-
gungen vermitteln wollten, 
ist, dass wir bereit sind, alles 
zu tun, um unsere legitimen 
Interessen zu schützen“. Es 
gehe mit dieser Antwort auch 
darum, Missverständnisse 
zu vermeiden und Fehlein-
schätzungen zu korrigieren.

Wir fordern: Keine Taurus 
an die Ukraine – stattdessen 
muss endlich über die schnel-
le Beendigung des Krieges 
durch einen gerechten Frie-
den verhandelt werden!
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Völkermord in Gaza
Nach Hamas-Angriffen bombardiert Israel Gaza und riegelt es von Außenwelt ab

Tausende Tote, Raketen auf Isra-
el und Gaza, keine Rücksicht auf 
Zivilisten, die Mobilisierung von 

300.000 Reservisten und die komplet-
te Abriegelung Gazas sind die erste 
Bilanz des eskalierten Kon� iktes zwi-
schen Israel und Palästina.

Eine Dringlichkeitssitzung des Si-
cherheitsrats der Vereinten Nationen 
zur Situation in Palästina endete ohne 
Ergebnis und ohne Verurteilung der 
Hamas. Die westlichen Staaten stellten 
sich in einer gemeinsamen Erklärung 
sofort auf die Seite der israelischen Ko-
lonialmacht. USA, Deutschland, Frank-
reich, Britannien und Italien verspra-
chen die standhafte und vereinigte Un-
terstützung für Israel.

Es gab keine Verurteilung der mas-
siven israelischen Bombenangriffe auf 
eines der am dichtesten besiedelten Ge-
biete der Welt mit mehr als 12.000 Ein-
wohnern pro Quadratkilometer. Statt-
dessen werden die Hilfsgelder der EU 
für Gaza in Frage gestellt. Vom Schutz 
von Zivilisten ist keine Rede. Statt-
dessen nimmt der israelische Vertei-
digungsminister Joaw Gallant in einer 
rassistischen Erklärung die zwei Millio-
nen Einwohner von Gaza in Sippenhaft: 
„Wir kämpfen gegen menschliche Tiere 
(,human animals‘) und handeln entspre-
chend: Kein Strom, kein Gas, kein Was-
ser – nichts gelangt mehr nach Gaza.“

Auch Wohngebäude, Schulen und 
Einrichtungen der Vereinten Nationen 

wurden nach Angaben des UN-Hoch-
kommissars für Menschenrechte Vol-
ker Türk zerstört. Medizinische Vorräte 
sind in Gaza inzwischen aufgebraucht. 
Türk wies darauf hin, dass die Abriege-
lung Gazas Menschenleben von Zivilis-
ten gefährde – und damit nach humani-
tärem Völkerrecht verboten sei.

„Israel hat das völkerrechtlich ver-
briefte Recht, sich gegen diesen per-
� den Terror zu verteidigen“, sagt die 
deutsche Außenministerin Annalena 
Baerbock. Zum Terror, Menschen in 
Gaza einzusperren, sie auszuhungern 
und zu bombardieren schweigt sie. Die 
Hamas klagt in einer Erklärung das 
Schweigen der Welt an, die die Rechte 
der Palästinenser ignoriert hat.

Der Mythos von Israel als unbe-
siegbare Militärmacht im Nahen Os-
ten war Grundlage seiner Sicherheit 
und Grundlage dafür, dass Diskussio-
nen über einen palästinensischen Staat 
belanglos wurden. Dieser Mythos hat 
weitere Scharten erhalten. Jahrzehn-
telang wurde über einen Staat der Pa-
lästinenser gesprochen, doch durch die 
permanente Ausweitung israelischer 
Siedlungen wurde er von Jahr zu Jahr 
in eine fernere, unbekannte Zukunft 
verlegt. Kuba verlangte von den UN, 
der Stra� osigkeit, mit der Israel seine 
Besatzungspolitik verfolgt, ein Ende 
zu setzen. Doch auch diese Forderung 
verhallt ungehört. Die Westbank soll-
te faktisch zum Teil Israels werden, 
abgesichert durch die Armee der Be-
satzungsmacht. Dies widersprach allen 
internationalen Übereinkünften, un-
zähligen UN-Resolutionen und blieb 
doch folgenlos. Jetzt könnte die Er-
kenntnis, dass die Hamas, die Hisbollah 
und auf der Westbank agierende Orga-
nisationen wie „Lions Den“ tatsächlich 
eine militärische Bedrohung für Isra-
el darstellen, mehr für einen Verhand-
lungsprozess bewirken als papierene 
Erklärungen der UN.

Aber der rechtsradikalen Regie-
rung in Tel Aviv bleibt noch ein ande-
res Erklärungsmuster, das in israeli-
schen Medien bereits diskutiert wird. 
Der Iran sei der eigentliche Draht-
zieher und Organisator des Angriffs. 
Selbst der israelische Präsident Her-
zog sprach in seiner Rede am Sonntag 
„von einer bösen Achse, deren Basis 
im Iran“ liege.

Die Eskalation im Norden, die 
Kämpfe auf der Westbank, der Angriff 
der Hamas sind eine Warnung an Isra-
el und seine Verbündeten. Sie zeigen, 
dass die barbarische Besatzungspoli-
tik Israels ihren Preis hat, der selbst die 
Existenz Israels bedroht. Es bleibt nur 
der Weg zu ernst gemeinten Verhand-
lungen – oder zu einer Ausweitung des 
Krieges mit unabsehbaren Folgen. Der 
Status quo der Besatzungspolitik ist ge-
scheitert.

 Manfred Ziegler
Siehe Seite 6

Besatzung beenden, Frieden schaffen
Reaktionen auf die Eskalation in Nahost

Kommunistische und Arbeiterpartei-
en aus aller Welt veröffentlichten Er-
klärungen zu der Eskalation zwischen 
Israel und Palästina. Wir dokumentie-
ren hier Auszüge der Erklärungen der 
Kommunistischen Partei Israels und der 
Deutschen Kommunistischen Partei.

Kommunistische Partei Israels:
Die Verbrechen der faschistischen 
rechtsgerichteten israelischen Re-
gierung, die auf die Aufrechterhal-
tung der Besatzung abzielen, füh-
ren zu einem regionalen Krieg. Die-
se Eskalation muss gestoppt werden.
In diesen schwierigen Zeiten wieder-
holen wir unsere unmissverständli-
che Verurteilung jedes Angriffs auf 
unschuldige Zivilisten und rufen alle 
Seiten auf, Zivilisten aus dem Kreis-
lauf der Gewalt herauszunehmen. Wir 
sprechen den Familien der Opfer der 

Besatzung – Arabern wie Juden – unser 
Beileid aus. …

Wir betonen, dass es unmöglich ist, 
den Kon� ikt zu „verwalten“ oder ihn 
militärisch zu lösen. Es gibt nur eine 
Lösung  – das Streben nach Beendi-
gung der Besatzung und die Anerken-
nung der legitimen Rechte des palästi-
nensischen Volkes und seiner berech-
tigten Forderungen. Die Beendigung 
der Besatzung und die Schaffung eines 
gerechten Friedens liegen eindeutig im 
Interesse beider Völker.

Die KPI warnt davor, dass die 
Netanjahu-Regierung die Ereignisse 
nutzt, um einen rachsüchtigen Angriff 
auf den Gazastreifen zu starten, und 
ruft die internationale Gemeinschaft 
und die Nachbarstaaten auf, sofort ein-
zugreifen, um die dröhnenden Kriegs-
trommeln zum Schweigen zu bringen 
und eine politische Lösung einzuleiten.

Deutsche Kommunistische Partei:
Die westlichen Staaten, darunter die 
Bundesregierung, stellten sich sofort 
auf die Seite der israelischen Koloni-
almacht. Die Regierungsparteien und 
die CDU sprechen in einer gemeinsa-
men Erklärung von „abscheulichen 
Verbrechen“ und mit „nichts zu recht-
fertigendem Terror“ von Seiten der 
Palästinenser. Über den Terror der is-
raelischen Besatzungsmacht gegen Pa-
lästinenser dagegen wurde in der Ver-
gangenheit im Allgemeinen billigend 
geschwiegen.

Gleichzeitig wird hart gegen Paläs-
tinenser und ihre Unterstützer in der 
BRD vorgegangen. Hilfen für paläs-
tinensische Gebiete sollen „auf den 
Prüfstand“. Wer dem of� ziellen Narra-
tiv widerspricht, wird mit dem Antise-
mitismus-Vorwurf mundtot gemacht. 
Der Bayerische Rundfunk und der 

Sender „Arte“ kündigten etwa an, den 
freien Journalisten Malcolm Ohanwe 
nicht mehr zu beauftragen, da er kri-
tische Fragen zur Ursache der Gewal-
teskalation gestellt hatte. Aus der CDU 
kommen schon die Rufe nach Abschie-
bungen von Unterstützern der Paläs-
tinenser.

Wir halten fest: Die Verantwor-
tung für die Eskalation, für die To-
ten auf beiden Seiten, liegt bei der 
rechtsextremen israelischen Regie-
rung und ihrer Apartheid-, Kolonial- 
und Besatzungspolitik. Mitverant-
wortlich sind die imperialistischen 
Unterstützer dieser Politik, darun-
ter auch die Bundesregierung. Der 
Kampf des palästinensischen Volks 
reiht sich ein in die antikolonialen 
Kämpfe, die angesichts veränderter 
weltweiter Kräfteverhältnisse zuge-
nommen haben.

Gegen Rüstungswahn
120 Persönlichkeiten rufen für den 
25.  November zu einer Friedensde-
monstration in Berlin auf. Sie stellen 
fest: „Mit 85,5 Milliarden Euro sind die 
Militärausgaben 2024 die größten seit 
Bestehen der Bundesrepublik. Das Ge-
sundheitswesen, Unterstützung für Kin-
der und bezahlbare Mieten, Bildung, 
Wissenschaft und Ausbildung sind da-
gegen durch dramatische Mittelkür-
zungen bedroht. Für immer mehr Men-
schen zeichnet sich eine soziale Katas-
trophe ab.“ Dieser Rüstungswahnsinn 
soll im Dezember bei den Haushaltsbe-
ratungen im Bundestag festgeschrieben 
werden. Am Samstag vor der Abstim-
mung über den neuen Kriegsetat soll 
es noch einmal Druck von der Straße 
geben. Die Unterzeichner des Aufrufes 
„Nein zu Kriegen – Rüstungswahnsinn 
stoppen – Zukunft friedlich und gerecht 
gestalten“ fordern den Stopp der Waf-
fenlieferungen an die Ukraine und Frie-
densverhandlungen, sie wenden sich ge-
gen Sanktionspolitik und warnen vor ei-
nem 3. Weltkrieg.

Zu den Unterzeichnern des Aufru-
fes gehören Vertreter der Friedensbe-
wegung wie Ekkehard Lenz, Mitglie-
der der Partei „Die Linke“ wie Sahra 
Wagenknecht und Dietmar Bartsch, 
Gewerkschafter wie Horst Schmitthen-
ner und Jürgen Peters und Militärs wie 
Jürgen Rose vom Darmstädter Signal. 
Ebenso Margot Käßmann, ehemalige 
Ratsvorsitzende der EKD, die Journa-
listin Gabriele Krone-Schmalz und Kul-
turschaffende wie Katja Ebstein, Rolf 
Becker und Dirk Zöllner. Dieser Breite 
wird es geschuldet sein, dass der Aufruf 
erneut nicht ohne Verurteilung des rus-
sischen Einmarsches in die Ukraine aus-
kommt – wenngleich er auch die voraus-
gegangenen Vertragsbrüche der NATO 
kritisiert. Die Unterzeichner bekunden 
ihre Solidarität mit der ukrainischen Be-
völkerung, nicht aber mit den Menschen 
im Donbass unter Dauerbeschuss.

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, hat den Aufruf deshalb nicht 
unterschrieben. Gleichwohl begrüßte 
er die Initiative: „Die Demonstration 
ist ungeheuer wichtig und wir werden 
dazu mit all unseren Kräften mobili-
sieren. Wir begrüßen auch eure Forde-
rungen an die Bundesregierung, die wir 
unterstützen und die wir ebenfalls mit 
aller Kraft verbreiten werden“, schrieb 
Köbele neben seiner Kritik an die Ini-
tiatoren der Großdemonstration.  UZ

Nachholbedarf
Die Tarifverhandlungen für die 1,2 Millionen Be-
schäftigten der Länder starten Ende des Monats. 
Sie brauchen ein dickes Lohnplus.

Seite 3

Feindstrafrecht
Zehntausende politische Verfahren werden jedes 
Jahr eröffnet – Tendenz steigend. Gesetzesverschär-
fungen sollen missliebiges Verhalten unterdrücken.

Seite 12

Wie eine mittelalterliche Belagerung: Einsperren, angreifen, aushungern.
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nieren und halluzinieren von einem 
militärischen Sieg über Moskau. 

Die Militaristen in Politik und großen 
Medien ignorieren alle Warnungen 
von besonnenen Militärexperten 
und Wissenschaftlern. Sie begrün-
den die Eskalation des Kriegs mit 
der Behauptung, Russland habe 
bisher nicht bzw. nur verhalten auf 
die dauernden Angriffe auf das rus-
sische Territorium reagiert. Des-
halb seien die gesetzten roten Hal-
telinien nur Bluff und müssen auch 
nicht beachtet werden. Sie setzen 
damit alles auf eine Karte und zün-
deln bis zum Weltkrieg.

Fakenews
Dazu verbreiten sie Fakenews, 
indem sie behaupten, die Statio-
nierung der neuen US-Mittelstre-
ckenwaffen in Deutschland sei die 
Antwort auf den Ukraine-Krieg. 
Wahr ist jedoch, dass die neuen 
Raketen und Flugkörper Teil einer 
bereits 2018 angekündigten „Multi-
Domain Taskforce“ im Rahmen ei-
ner langfristig gegen Russland an-
gelegten NATO-Strategie sind.

In Vorbereitung eines neuen und 
erweiterten Krieges gegen Russ-
land und perspektivisch gegen 
China werden alle bisherigen Ver-
einbarungen und Friedensinitiati-
ven niedergewalzt. So verstößt die 
geplante Stationierung gegen das 
über 30 Jahre gültige Rüstungs-
kontroll-Abkommen. Dies betrifft 
auch die Angriffswaffen, die die 
russischen Verteidigungsarsenale, 
die teils mit Atomwaffen bestückt 
sind, ins Visier nehmen. Für Russ-
land ist das eine nicht hinnehmba-
re Bedrohung.

Den Weg in den Krieg stoppen
Diese Eskalationsspirale muss mit 
allen Mitteln gestoppt werden. Die 
Mehrheit der Bevölkerung ist ge-
gen die Stationierung neuer kriegs-
vorbereitender US-Mittelstrecken-
waffen in Deutschland. Zu Recht 
befürchten sie: Die Stationierung 
erhöht das Risiko eines Krieges mit 
Russland drastisch. Deshalb wurde 
diese Entscheidung von Biden und 

Scholz ohne jegliche parlamenta-
rische Debatte und ohne Abstim-
mung „putschartig“ beschlossen.

Wir wollen nicht für Kriegsabsich-
ten und Rüstungsprofite unser 
Leben und unsere Existenzgrund-
lagen opfern. Auch in der Ukraine 
ist die Mehrheit der Bevölkerung 
für Friedensverhandlungen. Der 
Wunsch der Kriegstreiber geht 
trotz eines permanenten medialen 
Trommelfeuers nicht auf. Denn die 
Mehrheit will friedenstüchtig sein 
statt kriegssüchtig!

Was jetzt zu tun ist:
Sagt Nein zur Aufstellung neu-
er US-Mittelstreckenwaffen in 
Deutschland – Unterschreibt und 
verbreitet den „Berliner Appell“!
Unterstützt die vielfältigen Aktionen 
und Friedensmanifestationen ge-
gen Krieg und Hochrüstung!
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Thema der Woche

Mörderische Staatsräson
Bundestag unterstützt Israel – weltweite Solidarität mit Palästina

London, Rom, Barcelona, Wa-
shington, Beirut, Bagdad, Ber-
lin  – hunderttausende protestier-

ten weltweit gegen die Blockade und 
Bombardierung Gazas, drückten ihre 
Solidarität aus und forderten „Freiheit 
für Palästina!“.

Die Bilanz nach einer Woche Es-
kalation: 1.300 tote Israelis durch An-
griffe der Hamas, mindestens 2.300 tote 
Palästinenser. Und die Zahlen steigen. 
Gaza ist mehr denn je ein Freiluftge-
fängnis – Folter inklusive. Denn Israel 
hat Gaza blockiert, von Wasser, Elekt-
rizität, Treibstoff- und Lebensmittellie-

ferungen abgeschnitten und bombar-
diert die eingeschlossenen Menschen. 
Die Einwohner von Gaza-Stadt sind 
seit vergangenem Samstag aufgefor-
dert, sich in den Süden Gazas zurück-
zuziehen – mehr als 1,4 Millionen Men-
schen, die innerhalb weniger Stunden 
über zwei Straßen in den „Süden“ flie-
hen sollten. Zur Erinnerung: Gaza ist 
40 Kilometer lang, zwischen sechs und 
13 Kilometer breit. Wohin sollen die 
Bewohner von Gaza-Stadt fliehen? Es 
sieht danach aus, als sollten sämtliche 
Bewohner Gazas am Grenzübergang 
Rafah nach Ägypten zusammengetrie-

ben werden, laut Berichten bombar-
diert Israel zudem Flüchtlingskonvois 
auf den zuvor als „sicher“ deklarierten 
Straßen.

Inzwischen können die Opfer der 
Angriffe in Gaza kaum noch behandelt 
werden, Krankenwagen fahren wegen 
Benzinmangels nicht mehr, Verbands-
material und Medikamente gehen zur 
Neige. Der Mangel an sauberem Trink-
wasser lässt zudem den Ausbruch von 
Seuchen befürchten.

Im Westen ficht die Kollektivbe-
strafung der Palästinenser wenige an. 
Während US-Präsident Joseph Biden 

Israel durch die Blume gebeten hat, 
Unschuldigen den Zugang zu Wasser 
und Lebensmitteln zu ermöglichen, 
haben die Mitglieder des Deutschen 
Bundestags sich über alle Fraktionen 
hinweg an die Seite Israels gestellt. In 
der Entschließung heißt es „Ihre Soli-
darität gilt den Menschen in Israel und 
dem einzigen jüdisch-demokratischen 
Staat der Welt. Die Sicherheit Israels 
ist deutsche Staatsräson.“ Dazu gehört 
auch, dass sie die Bundesregierung auf-
fordern, „Israel vor dem Hintergrund 
der brutalen Angriffe gegen sein Land 
und unschuldige Bürgerinnen und Bür-
ger volle Solidarität und jedwede Un-
terstützung zu gewähren“  – Waffen- 
und Munitionslieferungen inklusive. 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen machte dann vor einer 
Woche auch gleich deutsche Außen-
politik bei ihrem Besuch in Israel und 
wiederholte die Formel vom „Recht 
auf Selbstverteidigung“ – dafür wurde 
sie scharf kritisiert, ignorierte sie doch 
die Beschlusslage der EU, die auf die 
Einhaltung des Völkerrechts bei Ope-
rationen in Gaza besteht.

Geradezu zynisch waren die Äu-
ßerungen von Olaf Scholz vor sei-
nem Solidaritätsbesuch in Israel. Vor 
der Abreise am Dienstag verkünde-
te er, Deutschland werde seine Hilfe 
für die Palästinenser mit Wasser, Nah-
rung und Medikamenten fortsetzen. 
Wie die Hilfsgüter ins abgeriegelte 
Gaza kommen sollen war Scholz kein 
Wort wert. Nach Israel wird er Ägyp-
ten besuchen. Vermutlich wird es bei 
Gesprächen dort um die Öffnung des 
Grenzübergangs Rafah gehen und die 
Aufnahme der Millionen palästinensi-
scher Flüchtlinge aus Gaza. Denn im 
Gegensatz dazu, Israel von Mord und 
Vertreibung abzuhalten, passt das zur 
deutschen Staatsräson.

 Melina Deymann
Siehe Seiten 4, 7, 8, 9 und 12

Lebensmittelpreise fressen Löhne auf
Bundesbehörde gibt Zusammenhang von Krieg und Geldentwertung zu
„Die Inflationsrate ist auf den niedrigs-
ten Wert seit dem Kriegsbeginn in der 
Ukraine gefallen.“ So bewertete Mitte 
letzter Woche Ruth Brand, Präsiden-
tin des Statistischen Bundesamtes, den 
Rückgang der September-Inflationsra-

te im Vergleich zum Vorjahresmonat 
auf 4,5 Prozent nach 6,1 Prozent im 
August. Das klingt nach einem ermu-
tigenden Trend.

Abgesehen von der falschen Datie-
rung des Kriegsbeginns auf 2022 statt 
auf 2014 ist der Satz vor allem deshalb 
bemerkenswert, weil in ihm „Inflation“ 
und „Krieg“ zusammen erwähnt wer-
den. Bis in linkssozialdemokratische 
und Gewerkschaftskreise hinein wird 
zuweilen so getan, als ob der gegenwär-
tige Geldentwertungsprozess mit dem 
Krieg gegen Russland nichts zu hätte. 
Dabei sprechen alle geschichtlichen 
Erfahrungen für einen solchen engen 
Zusammenhang – von der großen In-
flation vor jetzt genau 100 Jahren im 
Gefolge des 1. Weltkriegs bis hin zu den 
inflationären Prozessen in den 1970er 
Jahren im Zusammenhang mit dem 
Vietnamkrieg. Zweitens zeigt der Satz, 
wie tief inzwischen die Erwartungshal-
tung der herrschenden Klasse gegen-
über ihrem eigenen Ziel einer Preissta-
bilität gesunken ist. Gefeiert wird hier 
eine Inflationsrate von 4,5 Prozent. Sie 
liegt mehr als doppelt so hoch wie das 
erklärte Ziel von höchstens zwei Pro-

zent Geldentwertung pro Jahr und 
wäre in früheren Zeiten ein Alarmsi-
gnal gewesen. Drittens dient der posi-
tiv stimmende Satz der Verschleierung 
der weiter trabenden Wohlstandsmin-
derung bei Arbeiterinnen und Arbei-
tern und Angestellten, die auf Tariflöh-
ne angewiesen sind, bei Rentnerinnen 
und Rentnern und erst recht bei Men-
schen, die von Lohnersatzleistungen 
abhängig sind.

Beschönigend sind die 4,5 Pro-
zent zum einen, weil die Bundes-
regierung in den Monaten Juni bis 
August 2022 mit dem 9-Euro-Ticket 
und dem Tankrabatt Maßnahmen ge-
troffen hatte, die nun nicht mehr wir-
ken. Sie hellen die Statistik für Sep-
tember gegenüber den Vormonaten 
auf. Vor allem aber liegen viele der 
Preise von Waren, die in den einkom-
mensschwächeren Haushalten anders 
als in den Vierteln der Reichen den 
Großteil des Haushaltsbudgets aus-
machen, über diesem statistischen 
Durchschnittswert von 4,5 Prozent: 
Heizöl war 6 Prozent teurer als vor 
einem Jahr, Brot 12 Prozent, Zucker 
und Marmelade sogar 15 Prozent. 

Gegenüber solchen Preissteigerun-
gen verblassen die Tariferhöhungen 
dieses Jahres und die Erhöhungen 
der Renten und des Bürgergeldes 
erst recht. Einige Einkommensgrup-
pen trotzen dieser Entwicklung. So 
meldete die „Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung“ am 1. September: „Ärz-
teverdienst trotzt der Inflation“ und 
verwies darauf, dass sich die reale 
Einkommenslage der niedergelasse-
nen Ärzte nach entsprechenden Ver-
handlungen mit den Krankenkassen 
positiv entwickelt hätte.

Das Gesamtbild ist damit klar: Der 
Reallohnverlust der unteren Einkom-
mensklassen schreitet voran, die sozi-
ale Kluft im Lande vertieft sich. Maß-
nahmen der Regierung wird es dage-
gen nicht mehr geben  – weder ein 
neues 9-Euro-Ticket noch einen neu-
en Tankstellenrabatt noch Zuschüs-
se für tariflich vereinbarte Einmal-
zahlungen. Das Pulver ist verschos-
sen – für die vielen Kriege, bei denen 
Deutschland künftig vorne mit dabei 
sein will.

 Manfred Sohn
Siehe Seite 9

Übung für Massenmord
Am Montag hat die NATO mit der all-
jährlichen Atomkriegsübung „Steadfast 
Noon“ begonnen. Was bürgerliche Me-
dien als „Manöver zur Verteidigung des 
Bündnisgebiets in Europa mit Atom-
waffen“ (tagesschau.de) bezeichnen, ist 
nichts anderes als ein Testlauf für die 
nukleare Auslöschung ganzer Landstri-
che und millionenfachen Massenmord. 
Um die Bereitschaft dazu zu untermau-
ern, proben die NATO-Streitkräfte die 
Verladung von Atombomben sowie den 
anschließenden Angriffsflug. Der dies-
jährige Schwerpunkt liegt im Mittel-
meerraum. Nach Angaben des Kriegs-
bündnisses sollen bis zu 60 Flugzeuge 
im Einsatz und 13 Staaten beteiligt sein, 
darunter auch Deutschland. 

Die Bundeswehr spielt eine wichti-
ge Rolle im Nuklearkriegskonzept von 
USA und NATO und beteiligt sich re-
gelmäßig mit Kampfjets aus dem Flie-
gerhorst Büchel an dem Manöver. In 
Büchel lagern nach verschiedenen Be-
richten bis zu 20 Atombomben des Typs 
B-61 mit einer variablen Sprengkraft 
von bis zu 170 Kilotonnen TNT. Das ent-
spricht dem 13-Fachen der Hiroshima-
Bombe. Derzeit wird der Fliegerhorst 
umgebaut, um Stellplätze und Lande-
bahnen für die neuen F-35-Tarnkappen-
Bomber zu schaffen, die in Kombination 
mit den ebenfalls erwarteten, neueren 
B61-12-Bomben in der Lage sein sollen, 
russische Luftabwehrsysteme zu über-
winden.

Daran, dass die Russische Föderati-
on auch der Hauptadressat des diesjäh-
rigen Manövers ist, gibt es keinen Zwei-
fel. „Russlands Ukraine-Krieg erinnert 
uns daran, wie wichtig die Nuklearwaf-
fen der NATO sind, um Aggression zu 
unterbinden“, erläuterte NATO-Gene-
ralsekretär Jens Stoltenberg beim Tref-
fen der NATO-Verteidigungsminister 
in Brüssel.

Alle nach Berlin!
Während die NATO-Kriegstreiber den 
Atomkrieg proben, schrauben sie wei-
ter an der Eskalation des Krieges gegen 
Russland. Auch die Bundesregierung 
zieht dabei alle Register: Waffenliefe-
rungen und Hochrüstung, Wirtschafts-
krieg und Militarisierung der gesamten 
Gesellschaft. Es ist höchste Zeit, ihr in 
den Arm zu fallen!

Mit diesem Ziel werden am 25. 
November Friedenskräfte aus der ge-
samten Bundesrepublik in Berlin de-
monstrieren. Unter dem Motto „Nein 
zu Kriegen – Rüstungswahnsinn stop-
pen – Zukunft friedlich und gerecht 
gestalten“ fordern sie das Ende von 
Waffenexporten und Eskalationspoli-
tik, Abrüstung und die Aufnahme von 
Verhandlungen. Los geht es um 13 Uhr 
am Brandenburger Tor. Weitere Infos: 
nie-wieder-krieg.org 

Machtverschiebung in Nahost
Das Palästinenserproblem soll endgültig ge-
löst, Gaza komplett zerstört werden. Die USA 
und Israel haben ihre Rechnung ohne die ara-
bische Welt gemacht. Die Widerstandskräfte 
koordinieren sich, die arabischen Staaten 
wenden sich dem Osten Asiens zu – Iran, 
Russland, China. „Ob mit oder ohne Krieg deu-
ten sich massive Machtverschiebungen in der 
Region an, die Israel – und seine Verbünde-
ten im Westen – schwächen und die Kräfte 
der Region stärken werden“ , meint Nahost-
Expertin Karin Leukefeld.

Seite 8

Nach ver.di kommt die IG Metall
In Frankfurt/Main diskutiert die IG Metall über ihre 
Organisation „in einer neuen Zeit“ – auch hier 
droht das Aufweichen von Friedenspositionen.

Seiten 2 und 3

Menschenkette
400.000 Menschen, 110 Kilometer: Die Protestakti-
on gegen die Stationierung von US-Raketen macht 
Mut für heutige Kämpfe.

Seite 13
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Thema der Woche

Mörderische Staatsräson
Bundestag unterstützt Israel – weltweite Solidarität mit Palästina

L ondon, Rom, Barcelona, Wa-
shington, Beirut, Bagdad, Ber-
lin  – hunderttausende protestier-

ten weltweit gegen die Blockade und 

Bombardierung Gazas, drückten ihre 

Solidarität aus und forderten „Freiheit 

für Palästina!“.Die Bilanz nach einer Woche Es-

kalation: 1.300 tote Israelis durch An-

griffe der Hamas, mindestens 2.300 tote 

Palästinenser. Und die Zahlen steigen. 

Gaza ist mehr denn je ein Freiluftge-

fängnis – Folter inklusive. Denn Israel 

hat Gaza blockiert, von Wasser, Elekt-

rizität, Treibstoff- und Lebensmittellie-

ferungen abgeschnitten und bombar-

diert die eingeschlossenen Menschen. 

Die Einwohner von Gaza-Stadt sind 

seit vergangenem Samstag aufgefor-

dert, sich in den Süden Gazas zurück-

zuziehen – mehr als 1,4 Millionen Men-

schen, die innerhalb weniger Stunden 

über zwei Straßen in den „Süden“ flie-

hen sollten. Zur Erinnerung: Gaza ist 

40 Kilometer lang, zwischen sechs und 

13 Kilometer breit. Wohin sollen die 

Bewohner von Gaza-Stadt fliehen? Es 

sieht danach aus, als sollten sämtliche 

Bewohner Gazas am Grenzübergang 

Rafah nach Ägypten zusammengetrie-

ben werden, laut Berichten bombar-

diert Israel zudem Flüchtlingskonvois 

auf den zuvor als „sicher“ deklarierten 

Straßen.
Inzwischen können die Opfer der 

Angriffe in Gaza kaum noch behandelt 

werden, Krankenwagen fahren wegen 

Benzinmangels nicht mehr, Verbands-

material und Medikamente gehen zur 

Neige. Der Mangel an sauberem Trink-

wasser lässt zudem den Ausbruch von 

Seuchen befürchten.Im Westen ficht die Kollektivbe-

strafung der Palästinenser wenige an. 

Während US-Präsident Joseph Biden 

Israel durch die Blume gebeten hat, 

Unschuldigen den Zugang zu Wasser 

und Lebensmitteln zu ermöglichen, 

haben die Mitglieder des Deutschen 

Bundestags sich über alle Fraktionen 

hinweg an die Seite Israels gestellt. In 

der Entschließung heißt es „Ihre Soli-

darität gilt den Menschen in Israel und 

dem einzigen jüdisch-demokratischen 

Staat der Welt. Die Sicherheit Israels 

ist deutsche Staatsräson.“ Dazu gehört 

auch, dass sie die Bundesregierung auf-

fordern, „Israel vor dem Hintergrund 

der brutalen Angriffe gegen sein Land 

und unschuldige Bürgerinnen und Bür-

ger volle Solidarität und jedwede Un-

terstützung zu gewähren“  – Waffen- 

und Munitionslieferungen inklusive. 

EU-Kommissionspräsidentin Ursula 

von der Leyen machte dann vor einer 

Woche auch gleich deutsche Außen-

politik bei ihrem Besuch in Israel und 

wiederholte die Formel vom „Recht 

auf Selbstverteidigung“ – dafür wurde 

sie scharf kritisiert, ignorierte sie doch 

die Beschlusslage der EU, die auf die 

Einhaltung des Völkerrechts bei Ope-

rationen in Gaza besteht.Geradezu zynisch waren die Äu-

ßerungen von Olaf Scholz vor sei-

nem Solidaritätsbesuch in Israel. Vor 

der Abreise am Dienstag verkünde-

te er, Deutschland werde seine Hilfe 

für die Palästinenser mit Wasser, Nah-

rung und Medikamenten fortsetzen. 

Wie die Hilfsgüter ins abgeriegelte 

Gaza kommen sollen war Scholz kein 

Wort wert. Nach Israel wird er Ägyp-

ten besuchen. Vermutlich wird es bei 

Gesprächen dort um die Öffnung des 

Grenzübergangs Rafah gehen und die 

Aufnahme der Millionen palästinensi-

scher Flüchtlinge aus Gaza. Denn im 

Gegensatz dazu, Israel von Mord und 

Vertreibung abzuhalten, passt das zur 

deutschen Staatsräson. 

Melina Deymann
Siehe Seiten 4, 7, 8, 9 und 12

Lebensmittelpreise fressen Löhne auf

Bundesbehörde gibt Zusammenhang von Krieg und Geldentwertung zu

„Die Inflationsrate ist auf den niedrigs-

ten Wert seit dem Kriegsbeginn in der 

Ukraine gefallen.“ So bewertete Mitte 

letzter Woche Ruth Brand, Präsiden-

tin des Statistischen Bundesamtes, den 

Rückgang der September-Inflationsra-

te im Vergleich zum Vorjahresmonat 

auf 4,5 Prozent nach 6,1 Prozent im 

August. Das klingt nach einem ermu-

tigenden Trend.Abgesehen von der falschen Datie-

rung des Kriegsbeginns auf 2022 statt 

auf 2014 ist der Satz vor allem deshalb 

bemerkenswert, weil in ihm „Inflation“ 

und „Krieg“ zusammen erwähnt wer-

den. Bis in linkssozialdemokratische 

und Gewerkschaftskreise hinein wird 

zuweilen so getan, als ob der gegenwär-

tige Geldentwertungsprozess mit dem 

Krieg gegen Russland nichts zu hätte. 

Dabei sprechen alle geschichtlichen 

Erfahrungen für einen solchen engen 

Zusammenhang – von der großen In-

flation vor jetzt genau 100 Jahren im 

Gefolge des 1. Weltkriegs bis hin zu den 

inflationären Prozessen in den 1970er 

Jahren im Zusammenhang mit dem 

Vietnamkrieg. Zweitens zeigt der Satz, 

wie tief inzwischen die Erwartungshal-

tung der herrschenden Klasse gegen-

über ihrem eigenen Ziel einer Preissta-

bilität gesunken ist. Gefeiert wird hier 

eine Inflationsrate von 4,5 Prozent. Sie 

liegt mehr als doppelt so hoch wie das 

erklärte Ziel von höchstens zwei Pro-

zent Geldentwertung pro Jahr und 

wäre in früheren Zeiten ein Alarmsi-

gnal gewesen. Drittens dient der posi-

tiv stimmende Satz der Verschleierung 

der weiter trabenden Wohlstandsmin-

derung bei Arbeiterinnen und Arbei-

tern und Angestellten, die auf Tariflöh-

ne angewiesen sind, bei Rentnerinnen 

und Rentnern und erst recht bei Men-

schen, die von Lohnersatzleistungen 

abhängig sind.Beschönigend sind die 4,5 Pro-

zent zum einen, weil die Bundes-

regierung in den Monaten Juni bis 

August 2022 mit dem 9-Euro-Ticket 

und dem Tankrabatt Maßnahmen ge-

troffen hatte, die nun nicht mehr wir-

ken. Sie hellen die Statistik für Sep-

tember gegenüber den Vormonaten 

auf. Vor allem aber liegen viele der 

Preise von Waren, die in den einkom-

mensschwächeren Haushalten anders 

als in den Vierteln der Reichen den 

Großteil des Haushaltsbudgets aus-

machen, über diesem statistischen 

Durchschnittswert von 4,5 Prozent: 

Heizöl war 6 Prozent teurer als vor 

einem Jahr, Brot 12 Prozent, Zucker 

und Marmelade sogar 15 Prozent. 

Gegenüber solchen Preissteigerun-

gen verblassen die Tariferhöhungen 

dieses Jahres und die Erhöhungen 

der Renten und des Bürgergeldes 

erst recht. Einige Einkommensgrup-

pen trotzen dieser Entwicklung. So 

meldete die „Frankfurter Allgemei-

ne Zeitung“ am 1. September: „Ärz-

teverdienst trotzt der Inflation“ und 

verwies darauf, dass sich die reale 

Einkommenslage der niedergelasse-

nen Ärzte nach entsprechenden Ver-

handlungen mit den Krankenkassen 

positiv entwickelt hätte.Das Gesamtbild ist damit klar: Der 

Reallohnverlust der unteren Einkom-

mensklassen schreitet voran, die sozi-

ale Kluft im Lande vertieft sich. Maß-

nahmen der Regierung wird es dage-

gen nicht mehr geben  – weder ein 

neues 9-Euro-Ticket noch einen neu-

en Tankstellenrabatt noch Zuschüs-

se für tariflich vereinbarte Einmal-

zahlungen. Das Pulver ist verschos-

sen – für die vielen Kriege, bei denen 

Deutschland künftig vorne mit dabei 

sein will.
 

Manfred Sohn
Siehe Seite 9

Übung für Massenmord
Am Montag hat die NATO mit der all-

jährlichen Atomkriegsübung „Steadfast 

Noon“ begonnen. Was bürgerliche Me-

dien als „Manöver zur Verteidigung des 

Bündnisgebiets in Europa mit Atom-

waffen“ (tagesschau.de) bezeichnen, ist 

nichts anderes als ein Testlauf für die 

nukleare Auslöschung ganzer Landstri-

che und millionenfachen Massenmord. 

Um die Bereitschaft dazu zu untermau-

ern, proben die NATO-Streitkräfte die 

Verladung von Atombomben sowie den 

anschließenden Angriffsflug. Der dies-

jährige Schwerpunkt liegt im Mittel-

meerraum. Nach Angaben des Kriegs-

bündnisses sollen bis zu 60 Flugzeuge 

im Einsatz und 13 Staaten beteiligt sein, 

darunter auch Deutschland. Die Bundeswehr spielt eine wichti-

ge Rolle im Nuklearkriegskonzept von 

USA und NATO und beteiligt sich re-

gelmäßig mit Kampfjets aus dem Flie-

gerhorst Büchel an dem Manöver. In 

Büchel lagern nach verschiedenen Be-

richten bis zu 20 Atombomben des Typs 

B-61 mit einer variablen Sprengkraft 

von bis zu 170 Kilotonnen TNT. Das ent-

spricht dem 13-Fachen der Hiroshima-

Bombe. Derzeit wird der Fliegerhorst 

umgebaut, um Stellplätze und Lande-

bahnen für die neuen F-35-Tarnkappen-

Bomber zu schaffen, die in Kombination 

mit den ebenfalls erwarteten, neueren 

B61-12-Bomben in der Lage sein sollen, 

russische Luftabwehrsysteme zu über-

winden.
Daran, dass die Russische Föderati-

on auch der Hauptadressat des diesjäh-

rigen Manövers ist, gibt es keinen Zwei-

fel. „Russlands Ukraine-Krieg erinnert 

uns daran, wie wichtig die Nuklearwaf-

fen der NATO sind, um Aggression zu 

unterbinden“, erläuterte NATO-Gene-

ralsekretär Jens Stoltenberg beim Tref-

fen der NATO-Verteidigungsminister 

in Brüssel.

Alle nach Berlin!Während die NATO-Kriegstreiber den 

Atomkrieg proben, schrauben sie wei-

ter an der Eskalation des Krieges gegen 

Russland. Auch die Bundesregierung 

zieht dabei alle Register: Waffenliefe-

rungen und Hochrüstung, Wirtschafts-

krieg und Militarisierung der gesamten 

Gesellschaft. Es ist höchste Zeit, ihr in 

den Arm zu fallen!Mit diesem Ziel werden am 25. 

November Friedenskräfte aus der ge-

samten Bundesrepublik in Berlin de-

monstrieren. Unter dem Motto „Nein 

zu Kriegen – Rüstungswahnsinn stop-

pen – Zukunft friedlich und gerecht 

gestalten“ fordern sie das Ende von 

Waffenexporten und Eskalationspoli-

tik, Abrüstung und die Aufnahme von 

Verhandlungen. Los geht es um 13 Uhr 

am Brandenburger Tor. Weitere Infos: 

nie-wieder-krieg.org 

Machtverschiebung in Nahost
Das Palästinenserproblem soll endgültig ge-

löst, Gaza komplett zerstört werden. Die USA 

und Israel haben ihre Rechnung ohne die ara-

bische Welt gemacht. Die Widerstandskräfte 

koordinieren sich, die arabischen Staaten 

wenden sich dem Osten Asiens zu – Iran, 

Russland, China. „Ob mit oder ohne Krieg deu-

ten sich massive Machtverschiebungen in der 

Region an, die Israel – und seine Verbünde-

ten im Westen – schwächen und die Kräfte 

der Region stärken werden“ , meint Nahost-

Expertin Karin Leukefeld.
Seite 8

Nach ver.di kommt die IG Metall
In Frankfurt/Main diskutiert die IG Metall über ihre 

Organisation „in einer neuen Zeit“ – auch hier 

droht das Aufweichen von Friedenspositionen.Seiten 2 und 3

Menschenkette400.000 Menschen, 110 Kilometer: Die Protestakti-

on gegen die Stationierung von US-Raketen macht 

Mut für heutige Kämpfe.
Seite 13
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Palästina-Solidarität am vergangenen Samstag in London

Berliner Appell
„Wir leben im gefährlichs-
ten Jahrzehnt seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs. Die Ge-
fahr, in einen atomaren Ab-
grund zu taumeln oder durch 
einen konventionellen Krieg 
umzukommen, ist real…
Wir sagen Nein zur Aufstel-
lung neuer US-Mittelstre-
ckenwaffen in Deutschland!
Die geplanten Hyperschallra-
keten Dark Eagle steigern die 
Spannungen und sind ins-
besondere für Deutschland 
eine Gefahr, zum Ziel eines 
Präventivangriffs zu werden. 
Überdies fördern die gerin-
gen Vorwarnzeiten das Risi-
ko von Fehlreaktionen.“
Jetzt unterschreiben:
nie-wieder-krieg.org


